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Art. I Abs. I, Art. 29 Abs. I, Art. 57 Abs. I a CISG;
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Haben sich die Parteien nach dem Abschluß von 
Kaufverträgen, auf die nach dem maßgebenden Recht 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf 
(C ISG ) anzuwenden ist, in einer weiteren Verein- 
barung über die Höhe der Gesamtforderung geeinigt, 
handelt es sich nicht um ein selbständiges Schuld- 
versprechen, sondern um eine Vereinbarung über 
Zahlungsmodalitäten nach Art. 29 Abs. 1 CISG , die 
an dem sich aus Art. 57 Abs. 1 a C ISG  ergebenden 
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58 beauftragten Frachtführer übergibt. Uber die Aufgabe
der Verfügungsgewalt hinaus ist beim Inverkehrbrin­
gen durch den Markeninhaber selbst kein weiteres 
Willenselement erforderlich. Mit der Aufgabe der 
Verfügungsgewalt über die Ware hat der Marken- 
inhaber von seinem Recht, das erste Inverkehrbrin­
gen der mit der Marke versehenen Ware im EW R zu 
kontrollieren, Gebrauch gemacht. Auf die vertrag­
lichen Beziehungen zwischen Markeninhaber und 
Käufer einschließlich etwaiger vertraglicher Ver­
triebsbeschränkungen, die dem Käufer auferlegt sind, 
kommt es für das Inverkehrbringen durch den 
Markeninhaber bei dieser Konstellation nicht an. 
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in Anspruch genommen wird, liegt bei dem Begüns­
tigten. Die Zweitbank, welcher das Akkreditiv vor- 
gelegt wird, ist nicht berechtigt, eine Entscheidung 
hierüber zu treffen. Für eine Teilinanspruchnahme 
genügt es daher nicht, daß ein Teil der vorgelegten 
Dokumente akkreditivgerecht ist und diese Doku­
mente selbständigen Teilen einer Gesamtlieferung 
zugeordnet werden können.
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Gesellschaft kann vielmehr vor den deutschen 
Gerichten verklagt werden.
BGH, 2.6.2003 -  II ZR 134/02
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rens gestellt worden ist, für die Entscheidung über die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens zuständig bleibt, 
wenn der Schuldner nach Antragstellung, aber vor 
der Eröffnung den Mittelpunkt seiner hauptsäch­
lichen Interessen in das Gebiet eines anderen Mit- 
gliedstaats verlegt, oder ob das Gericht des anderen 
Mitgliedstaats zuständig wird (Vorlage an den 
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Es widerspricht dem ordre public international, wenn 
eine Partei im Schiedsverfahren ein Urteil ergehen 
lässt, obwohl zuvor beide Schiedsparteien außerhalb 
des Schiedsverfahrens einen Streit beendenden Ver­
gleich geschlossen haben.
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